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Seit 1. Jänner 2001 werden Unfallrenten besteuert, das hat dramatische Auswirkungen auf die Betroffenen. Durch diese Invalidensteuer werden den Menschen mit Behinderungen insgesamt 146 Millionen € abgenommen, die aber nicht den behinderten Menschen zugute kommen. Denn die Leistungen der Beschäftigungsoffensive haben 2001 nur 45 Millionen € betragen und 2002 liegen die Projekte bei 65 Millionen €.

Konkrete Schicksale

Droht vielen ArbeitnehmerInnen das berufliche AUS nach einem Unfall oder einer Krankheit, gibt es bei der Stadt Wien und den ÖBB konkrete Massnahmen zu Umschulungen und die Möglichkeit eines weiteren beruflichen Einsatzes.

Wolfgang GAHR

Er musste innerhalb eines Monats eine Steuernachzahlung von 4.263,64 € zahlen. Nach einem Verkehrsunfall 1995 bekam er monatlich eine Unfallrente von 1150 €. Sein Verdienst beträgt 1700 € brutto. Durch die Besteuerung der Unfallrenten ist der Vater zweier Kleinkinder in seiner wirtschaftlichen Leistung getroffen.

Wilhelm SCHREINER

Bei ihm macht der Steuerbetrag 5.026,98 € aus. Das sind fast 40% seiner Unfallrente, die 13.268,37 € im Jahr ausmacht. Er ist bei der Gemeinde Wien beschäftigt und bekam nach einem Unfall an einer Packungsmaschine zuerst 60% und nun 70%  Unfallrente.

Christine JUNGMANN

Sie muss 630 € für das Jahr 2001 nachzahlen. Als diplomierte Krankenschwester wurde sie mit Hepatitis C infiziert und sie bekam eine Unfallrente von 218 € zuerkannt. Somit finanziert sie mit drei Monaten ihrer Unfallrente den Staat.

Zahlen, Daten und Fakten 

In ganz Österreich sind insgesamt 107.729 Menschen (Männer: 71.888  und Frauen: 35.698)

betroffen, vor allem Arbeiter und Bauern, die nach einem Arbeitsunfall Versehrtenrente bekommen. Über 60 Prozent der Unfallrentner sind bereits in Pension.

Den UnfallrentnerInnen wird per Gesetz die – unsoziale – Steuer abgeknöpft, für die „Rückforderung“ werden sie aber zu Bittstellern abgestempelt, da sie diese Leistungen nach dem Ermessen der Behörde und nach der Maßgabe der finanziellen Mittel des Fonds bekommen. Die Leistungen werden erst in den Folgejahren bezahlt (Selbstständige bekommen ihre Steuerbescheide oft erst bis zu 3 Jahre später!).

UnfallrentenbezieherInnen, die eine Rente nach dem 1. Juli 2001 bekommen, gehen völlig leer aus. Sie bekommen keinerlei Ausgleich.

Es entstand neuerlich ein ungeheures Bürokratiemonster, es sind zigtausende Akten zu bearbeiten und diese sind dann mit der Finanzverwaltung abzuklären (zu versteuerndes Jahreseinkommen.....). 

Wir SozialdemokratInnen haben die Besteuerung der Unfallrenten von Anfang an abgelehnt und auch , weil wir es nicht zulassen, dass die Regierung mit dieser Maßnahme auf die Schwächsten in der Gesellschaft losgeht. 

Weg mit der Unfallrentenbesteuerung

Wir werden daher im Falle einer Regierungsbeteiligung diese Unfallrentenbesteuerung auf jeden Fall abschaffen.

Weitere Überlegungen, die ein Miteinander in unserem Land besser gestalten, sind im Projekt 26 des Wahlprogramms der SPÖ enthalten. Die Einführung eines Gleichstellungsgesetzes würde dabei einen Meilenstein für behinderte Menschen bedeuten.

Projekt 26  Benachteiligungen für Menschen mit Behinderungen

 nachhaltig beseitigen

Menschen werden in Österreich aufgrund ihrer Behinderung noch immer in vielen Lebensbereichen benachteiligt. Wir wollen daher ein Gleichstellungsgesetz schaffen, um diese Benachteiligungen zu beseitigen.

Wir wollen erreichen, dass

- der Zugang zu Dienstleistungen (Arztpraxen, Geschäfte...) barrierefrei ermöglicht wird,

- öffentliche Verkehrsmittel ohne Schwierigkeiten benutzt werden können

- das gesamte Bildungssystem für Menschen mit Behinderungen zugänglich ist

- der Zugang zum Arbeitsmarkt und die Karrierechancen für Menschen mit Behinderungen              verbessert werden,

- im Gesundheitssystem die Bedürfnisse der Behinderten stärker berücksichtigt werden,

- der Zugang zu mobiler Betreuung, kurzfristiger stationärer Behandlung sowie zur medizinischen Rehabilitation gewährleistet wird,

- die Gebärdensprache als offizielle Sprache anerkannt wird,

- insgesamt die rechtlichen Möglichkeiten zur Bekämpfung von Benachteiligungen verbessert werden.

Behindertenvertrauenspersonen
Behinderte Menschen bedürfen der besonderen Solidarität ihrer Mitmenschen, aber auch der Unterstützung von Staat und Gesellschaft. Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten fördert daher die Behindertenvertretung innerhalb der österreichischen Gemeinden in ihren Forderungen und Aktivitäten nach Kräften. Es gibt bei der Gemeinde Wien aber auch beim Bund eine große Zahl an Behindertenvertrauenspersonen, die sich für behinderte MitarbeiterInnen einsetzen.

Die Ziele der Behindertenvertrauenspersonen

· Beseitigung von Diskriminierung in jeder Hinsicht.

· Dazu zählen wir die gleichen Chancen am Arbeitsplatz und die volle Integration in allen Bereichen des täglichen Lebens. Leitmotiv daher: Weg von der Defizitorientierung hin zur Leistungsorientierung jedes Einzelnen und jeder Einzelnen.

· Wir fordern die Schaffung eines Behindertenförderungsplanes unter Berücksichtigung unserer Forderungen.

· Wir treten für die unbedingte Erfüllung der laut Behinderteneinstellungsgesetz geforderten Aufnahmequote behinderter ArbeitnehmerInnen sowie die Aufnahme und Ausbildung behinderter Lehrlinge ein. Der öffentliche Dienst (Bund, Länder, Städte, Gemeinden) haben die Pflicht mit gutem Beispiel voran zu gehen.

· Verstärkte Integration von Behindertenvertrauenspersonen im Betriebsrat und  Personalvertretung.

· Schaffung von eigenen Behindertenreferaten in den Fachgewerkschaften sowie die bundesweite Vernetzung dieser ist Garant für die Einforderung von behindertenspezifischen Angelegenheiten.

· Verstärkte Information über Förderung (Schaffung von bundesweiten Lösungen und Umsetzungen)

· Öffentlichkeitsarbeit/Thematisierung der Probleme von behinderten Menschen
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